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Im Alltag bietet die Entschädigungspflicht für Überstun-

den und Überzeit immer wieder Probleme. Will man böse

Überraschungen vermeiden, so muss bereits der Arbeits-

vertrag korrekt formuliert werden.

Sowohl im Arbeitsgesetz (Art. 9, 12 und 13) als auch im

Obligationenrecht (Art. 321c) sind entsprechende Bestim-

mungen enthalten. Sie bilden die rechtlichen Grundlagen

für die Leistung von Überstundenarbeit, deren Ausmass

und für die Arbeitnehmerentschädigung.

Der Arbeitnehmer ist zur Leistung von Überstunden ver-

pflichtet, soweit diese notwendig sind und sie ihm nach

Treu und Glauben zugemutet werden können. Nicht zumutbar

ist Überstundenarbeit beispielsweise dann

wenn der Arbeitgeber durch eine zweckmässigere Arbeits-

einteilung deren Notwendigkeit vermeiden kann und 

wenn ihm bei erhöhtem Arbeitsanfall vernünftigerweise

die Einstellung von zusätzlichem Personal zugemutet

werden kann.

Bei der Ausarbeitung des Arbeitsvertrages ist auf klare und

eindeutige Regelungen betreffend Überstunden- und Über-

zeitarbeit zu achten. 

Überstunden
Überstundenarbeit ist die Arbeitszeit, die über die vertrag-

lich verabredete Zeit hinaus geleistet wird. Auch in einem

Teilzeitverhältnis liegt Überstundenarbeit vor, sobald die

vertraglich vereinbarte Arbeitszeit auf Anordnung der Vor-

gesetzten oder mit deren nachträglichen Genehmigung über-

schritten wird.

Die Bestimmungen der Überstundenarbeit werden im Arbeits-

vertrag geregelt.

Der Arbeitnehmer muss Überstunden leisten, sofern die

Leistung von Überstundenarbeit notwendig ist, er sie zu 

leisten vermag und sie ihm nach Treu und Glauben zuge-

mutet werden kann. Sie müssen vom Arbeitgeber angeordnet

oder genehmigt werden.

Die Entschädigungspflicht für Überstundenarbeit richtet

sich nach dem Obligationenrecht. Danach können Über-

stunden durch Freizeit von gleicher Dauer kompensiert wer-

den. Andernfalls sind sie mit einem Lohnzuschlag von 25%

abzugelten, sofern nichts anderes schriftlich vereinbart

oder in einem Gesamtarbeitsvertrag geregelt ist. Der Arbeit-

nehmer kann im gegenseitigen Einverständnis darauf ver-

zichten. Je nach Branche, Kompetenz und Gehaltsstufe wird

ein gewisses Mass an entschädigungslosen Überstunden

vorausgesetzt.

Überzeit
Unter Überzeitarbeit ist diejenige Arbeitszeit zu verstehen,

die über die gesetzliche wöchentliche Höchstarbeitszeit

hinaus geht:

45 Stunden pro Woche für industrielle Betriebe, Büro-

personal, technische und andere Angestellte, Verkaufs-

personal in Grossbetrieben des Detailhandels; 

50 Stunden pro Woche für Arbeitnehmende in nicht indust-

riellen Betrieben, d.h. für alle oben nicht erwähnten

Kategorien.

Die Überzeitarbeit ist auf der Basis der zwingenden Normen

des Arbeitsgesetzes festzulegen. Bei «höheren leitenden

Angestellten» findet dieses Gesetz keine Anwendung.

Überzeitarbeit liegt vor, wenn die wöchentliche Höchst-

arbeitszeit überschritten wird. Dies darf nur ausnahmsweise

erfolgen und nur soweit als andere Massnahmen nicht zu-

mutbar sind. Es muss sich um ausserordentliche Situationen

handeln, die unvorhergesehen eintreten oder die mit den

vorhandenen Ressourcen kurzfristig nicht anders bewältigt

werden können.

Überzeitarbeit gemäss Arbeitsgesetz kann im Einverständ-

nis mit dem Arbeitnehmer durch Freizeit von gleicher Dauer

kompensiert werden. Andernfalls ist sie durch Lohn in der

Höhe des Grundlohnes samt eines Zuschlages von mindes-

tens 25% zu entschädigen. Anders als bei den Überstunden

kann der Arbeitnehmer auf diesen Lohnzuschlag – soweit

ein bestimmtes Ausmass an Überzeitarbeit überschritten

wird (z.B. 60 Std. für Büropersonal) – nicht rechtsgültig ver-

zichten. Somit ist Überzeitarbeit ab einer bestimmten Stun-

denzahl zwingend entschädigungspflichtig.
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Sehr geehrte Kunden und Geschäftsfreunde

Wir freuen uns, Ihnen mitteilen zu können, dass unsere 

Mitarbeiterin Frau Gabriela Haldemann nach 2 1/2-jähriger,

berufsbegleitender Weiterbildung den Titel der dipl. Treu-

händerin mit eidgenössischem Fachausweis erworben hat.

Der Lehrgang erfordert grossen Einsatz und stellt hohe An-

forderungen, was dazu führt, dass nur die Hälfte der Kandi-

daten mit Erfolg abschliesst. Wir gratulieren Frau Halde-

mann deshalb zu dieser Leistung ganz besonders. Die

Ausbildung befähigt sie, anspruchsvolle Geschäfte des ge-

samten Treuhandbereichs selbstständig zu bearbeiten. 

Aus diesem erfreulichen Anlass und als Zeichen der Aner-

kennung für die in den vergangenen drei Jahren in unserer

Unternehmung geleisteten Dienste, erteilen wir Frau Halde-

mann auf das neue Jahr die Handlungsvollmacht. Wir freuen

uns zusammen mit Frau Haldemann über ihre Beförderung und

wünschen ihr weiterhin viel Freude und Befriedigung in unse-

rer abwechslungsreichen und interessanten Tätigkeit. 

Ein in allen Bereichen bewegtes Jahr nähert sich seinem Ende.

Daher möchten wir uns bei unseren Kunden und Geschäfts-

partnern ganz besonders für die gute Zusammenarbeit und das

entgegengebrachte Vertrauen bedanken. Wir wünschen Ihnen

und Ihrer Familie schöne Festtage und zum bevorstehenden

Jahreswechsel alle Gute. 

Mit freundlichen Grüssen 

T&R Oberland AG
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In eigener Sache

Der praktische Tipp:

Neuerungen zur Aufbewahrungspflicht
Der Bundesrat hat eine Revision der Art. 957ff des
Obligationenrechts (OR) sowie die entsprechende Aus-
führungsverordnung auf den 1. Juni 2002 in Kraft
gesetzt.

Kurz zusammengefasst bringt die Revision die
folgenden Änderungen:

Nur noch die Betriebsrechnung und die Bilanz sind
schriftlich und unterzeichnet (im Original) aufzu-
bewahren. Die Geschäftsbücher, die Buchungsbelege und
die Geschäftskorrespondenz können auch auf anderen
Informationsträgern aufbewahrt werden.

Wegfall der Unterzeichnungspflicht für Inventare.

Die 10-jährige Aufbewahrungspflicht beginnt neu mit
dem Ablauf des Geschäftsjahres (vorher mit dem Ablauf

des Kalenderjahres, in dem die letzten Eintragungen vor-
genommen wurden, die Geschäftskorrespondenz ein- oder
ausgegangen ist und die Buchungsbelege entstanden
sind).

Das Gericht oder die Behörde kann anordnen, dass die
elektronisch oder in vergleichbarer Weise aufbewahrten
Geschäftsbücher, Buchungsbelege oder Geschäftskorres-
pondenz so vorgelegt werden, dass sie ohne Hilfsmittel
gelesen werden können oder die Mittel, mit denen sie les-
bar gemacht werden können, zur Verfügung gestellt
werden.

In der Praxis muss jeder Buchführungspflichtige ent-
scheiden, welcher Informationsträger zu archivieren ist.
Der Problematik der Lesbarkeit der Daten über die
gesetzliche Frist von 10 Jahren ist dabei entsprechend
Rechnung zu tragen.
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Kreditoren
Die bis zum Bilanzstichtag noch nicht bezahlten Liefe-

ranten- und Unkostenrechnungen sind wiederum na-

mentlich mit dem Rechnungsdatum, dem Rechnungs-

betrag und der Bezeichnung der Leistung oder Lieferung

aufzulisten. Es ist wahrscheinlich, dass im Folgejahr noch

Rechnungen zugesandt werden, welche das Abschluss-

jahr betreffen. Diese sind ebenfalls in die Kreditorenliste

aufzunehmen. Wichtig ist deshalb nicht das Faktura-

datum, sondern das Datum der Lieferung oder Leistung.

Darlehen
Analog der Darlehensguthaben ist eine Liste über die ak-

tuellen Darlehensschulden mit den Laufzeiten erforder-

lich. Auch hier sind die Zinsausstände separat aufzu-

zeichnen.

Weitere wichtige Informationen 
zum Jahresabschluss
Darunter fallen Angaben über

Umsatzboni

Rückvergütungen

Schlussabrechnungen von Sozialversicherungen

Rückstellungen für Risiken und Garantien 

sowie für Steuern

MWST-Jahresabstimmung (Kopien der MWST-Abrechnungen)

Bei den juristischen Personen ist zudem ein Anhang zu

erstellen. Die wichtigsten Angaben für die Erstellung des

Anhangs sind nachfolgend stichwortartig aufgeführt

Bürgschaften, Garantieverpflichtungen, 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter

Belastung von Aktiven zur Sicherung eigener 

Verpflichtungen

Nichtbilanzierte Leasingverbindlichkeiten

Brandversicherungswert der Sachanlagen

Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen
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Bei den meisten Betrieben ist der 31. Dezember identisch

mit dem Datum des Jahresabschlusses. Die Abschlussvor-

bereitungen sind mit zusätzlichem Zeitaufwand verbunden.

Die KMU-Betriebe werden deshalb von den Treuhand-

und Buchhaltungsstellen gebeten, verschiedene Listen

für die Erarbeitung des Jahresabschlusses zu erstellen.

Um einen vollständigen Jahresabschluss ausarbeiten zu

können, benötigt Ihr Treuhänder folgende Unterlagen:

Flüssige Mittel
Kassabestand, Bankauszüge, Postchecksaldo-Meldungen,

WIR-Auszüge usw., welche mit den Hilfsbüchern abge-

stimmt sind, erleichtern die Abschlussarbeiten.

Debitoren
Unentbehrlich ist die Liste der noch nicht bezahlten 

Lieferungen und Leistungen, welche im laufenden Jahre

geleistet und fakturiert wurden, jedoch per Abschluss-

datum noch nicht bezahlt sind. Diese Liste enthält den

Namen des Kunden, das Datum der Rechnung sowie den

Fakturabetrag in CHF. Bereits betriebene Forderungen

und solche mit unsicherem Eingang sind speziell zu be-

zeichnen.

Darlehen
Eine Zusammenstellung der aktuellen Darlehensbestände

mit den Laufzeiten ist ebenfalls notwendig. Zinsausstände

sind separat auszuweisen.

Wertschriften
Sofern die Wertschriften bei einer Bank deponiert sind,

ist das Depotverzeichnis absolut erforderlich.

Lagerbestand
Das Warenlager ist per Abschlussdatum körperlich aufzu-

nehmen (Inventur) und mit der Lagerbuchhaltung abzu-

stimmen. Die Lagerliste muss vollständig und detailliert

dargestellt werden, was heisst, dass die Lagerbestände

artikelweise mit den Einstandspreisen aufgelistet werden

müssen. Nach Art. 666 OR dürfen Vorräte höchstens zu

den Anschaffungs- und Herstellungskosten bewertet

werden (Höchstwertprinzip). Sind diese Kosten jedoch

höher als der am Bilanzstichtag allgemein geltende

Marktpreis, darf höchstens dieser Wert eingesetzt werden

(Niederstwertprinzip). Diese Bewertung gilt für Roh-

material, Halb- und Fertigfabrikate sowie Handelswaren.

Angefangene Arbeiten 
Am Bilanzstichtag muss ebenfalls eine Liste der angefan-

genen und fertigen, noch nicht fakturierten, Arbeiten er-

stellt werden. Hier kann oft nur eine pauschale Bewer-

tung im Sinne einer Näherungslösung vorgenommen

werden. Allerdings muss in diesen Fällen dem Vorsichts-

prinzip äusserste Beachtung geschenkt werden. Um die-

sem Angefangenen-Arbeit-Wert möglichst nahe zu kom-

men, sind die bis zum Arbeits- oder Herstellungs-

fortschritt bekannten Kosten zu erfassen. Es sind dies die

Anschaffungskosten (Materialkosten), der Zuschlag für

Materialgemeinkosten, die Fertigungslöhne mit den Fer-

tigungsgemeinkosten sowie der Zuschlag für Verwal-

tungs- und Vertriebsgemeinkosten (VVGK). Ein Gewinn-

zuschlag bei den angefangenen Arbeiten ist nicht

zulässig (Vorsichtsprinzip). Eine relativ genaue Ermitt-

lung der angefangenen Arbeiten hat einen erheblichen

Einfluss auf das Jahresergebnis. Darum ist dieser Bewer-

tung genügend Aufmerksamkeit und Zeit einzuräumen.

Erhaltene Anzahlungen von Kunden sind mit Datum und

Betrag aufzulisten.

Jahresabschluss
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Nehmen Sie sich genügend Zeit, um die Abschlusslisten

möglichst genau zu erstellen. Viele Arbeiten lassen sich

bereits vor dem Abschlusstermin vorbereiten und erledigen.

Die Mühe für die Abschlussarbeiten lohnt sich!


